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a. Brandversicherung.
Wohl reicht die Geschichte des Brandschutzes ziemlich weit in

das Mittelalter zurück, wo zuerst die Mitglieder der „Gilden" bei
Brandschäden für einander eintraten. Island besaß schon zur Zeit
Rudolfs von Habsburg eine eigene „Brandgilde", nach deren Vor¬
bild sich im 15. und 16. Jahrhundert eine Menge gemeindlicher
Vereine, eine Art genossenschaftlicher Brandkassen bildeten. Sie
waren jedoch in ihrer Kleinheit viel zu schwach um wirklich nutz¬
bringend arbeiten zu können. Häuserschäden waren daher meist
ungedeckt und der Brandbettel nahm kein Ende. Ihm zu wehren
nahmen sich die Staatsverwaltungen im Laufe des 18. Jahr¬
hunderts immer mehr der Sache an und nun bildeten sich nach und
nach neben den zahlreichen Mobilar-Feuerversicherungsgesellschaften
(S. „B. u. L." 1. Jahrg.) die staatlichen Gebäude-Brandversicherungs-
Anstalten. Unsere Pfalz hatte eine solche bereits im Jahre 1817
erhalten. Für Bayern rechts des Rheines schuf das Gesetz vom
3. April 1875 den staatlichen Gebäudebrandschutz, dessen Be¬
stimmungen durch Gesetz vom 5. Mai 1890 auch auf das pfälzische
Gebiet ausgedehnt wurden, so daß die „auf dem Grundsätze der
Gegenseitigkeit beruhende Anstalt zur Versicherung von Gebäuden"
nunmehr auf ganz Bayern sich erstreckt.

Der Eintritt in die Versicherung ist, von wenigen Ausnahmen
abgesehen, freigestellt. Diesen Ausnahmen unterliegen: 1. Sämt¬
liche Staatsgebäude; 2. Gebäude minderjähriger und
unter Vormundschaft stehender Personen; 3. Gebäude der
Gemeinden, Kirchen, Schul- und sonstigen Stiftungen;
4. Gebäude die sich im gemeinschaftlichen Besitz mehrerer
Eigentümer befinden, wenn deren einer die Versicherungsnahme
verlangt; 5. Gebäude, auf welchen Hypotheken haften, sowie
solche, die zu einer Gantmasse gehören, falls einer der
Gläubiger den Aufnahmeantrag stellt.

Im übrigen kann ein Zwang zum Eintritt in die Anstalt
nicht ausgeübt werden, hingegen ist auch die Versicherungsnahme
bei andern Gesellschaften gesetzlich verboten. Eine solche Ver¬
sicherung hat keine Giltigkeit. Ausgenommen sind von diesem Ver¬
bot nur solche Gebäude, „denen die Aufnahme in die Anstalt ver¬
sagt ist." Es gehören hiezu Baulichkeiten im Werte von unter
hundert Mark, Buden aller Art, Bau- und Wirtschaftshütten,
Petroleumlagerhäuser, Pulvermühlen und Magazine, Gebäude, in
denen Explosivstoffe fabriziert werden usw.

Solchen Gebäudebesitzern, welche wegen vorsätzlicher oder
wiederholt wegen fahrlässiger Brandstiftung verurteilt wurden, kann
die Aufnahme ihrer Baulichkeiten verweigert werden. (Art. 9, Abs. II.)

Der Antrag auf Aufnahme in die Brandversicherungsanstalt
wird bei dem zuständigen Bürgermeisteramt gestellt, welches den-


